
ENTWURF 

  

Anleihebedingungen 

EUR [●] 

4,5% S IMMO Anleihe 2014-2021 

ISIN AT0000A177D2 

der 

S IMMO AG 

 

§ 1 

Stückelung, Verbriefung, Wertpapiersammelbank, Übertragbarkeit, ISIN, Anleihegläubiger 

(1) Stückelung. Diese 4,5% S IMMO Anleihe 2014-2021 (die „Anleihe“) der S IMMO AG, 

Friedrichstraße 10, 1010 Wien, Österreich, FN 58358 x (die „Emittentin“) im 

Gesamtnennbetrag von EUR [90.000.000] (in Worten: [Euro neunzig Millionen]) ist eingeteilt 

in [180.000] (in Worten: [einhundertachtzigtausend]) auf Inhaber lautende und untereinander 

gleichrangige Teilschuldverschreibungen mit einem Nennbetrag von jeweils EUR 500 (in 

Worten: fünfhundert) (die „Teilschuldverschreibungen“) begeben. 

(2) Verbriefung. Die Teilschuldverschreibungen werden zur Gänze durch eine veränderbare 

Sammelurkunde gemäß § 24 lit b) Depotgesetz (die „Sammelurkunde“) ohne Zinsscheine 

verbrieft. Die Sammelurkunde ist von den vertretungsbefugten Personen der Emittentin (oder 

ihrer Bevollmächtigten) firmenmäßig eigenhändig gezeichnet und trägt eine 

Kontrollunterschrift der gemäß § 7 bestellten Zahlstelle. Einzelurkunden oder Zinsscheine 

werden nicht ausgegeben. 

(3) Wertpapiersammelbank. Die Sammelurkunde wird solange von der Oesterreichische 

Kontrollbank Aktiengesellschaft („OeKB“) als Wertpapiersammelbank verwahrt bis sämtliche 

Verbindlichkeiten der Emittentin aus den Teilschuldverschreibungen erfüllt sind. 

(4) Übertragbarkeit. Den Inhabern der Teilschuldverschreibungen stehen Miteigentumsanteile an 

der Sammelurkunde zu, die gemäß den Allgemeinen Geschäftsbedingungen der OeKB und 

außerhalb der Republik Österreich gemäß den Vorschriften der Clearstream Banking AG, 

Frankfurt am Main, Clearstream Banking, société anonyme, Luxemburg sowie Euroclear 

Bank S.A./N.V. Brüssel, als Betreiberin des Euroclear Systems (gemeinsam mit OeKB, die 

„Clearingsysteme“), übertragen werden können. 

(5) ISIN. Die International Securities Identification Number („ISIN“) lautet: AT0000A177D2. 
Die Wertpapierkennnummer lautet WKN A1ZHQ1. 

(6) Anleihegläubiger. „Anleihegläubiger“ bezeichnet jeden Inhaber eines Miteigentumsanteils an 

den durch die Sammelurkunde verbrieften Teilschuldverschreibungen. 



§ 2 

Status, Negativverpflichtung 

(1) Status. Die Teilschuldverschreibungen begründen unmittelbare, unbedingte, nicht besicherte 

und nicht nachrangige Verbindlichkeiten der Emittentin, die untereinander und mit allen 

anderen gegenwärtigen oder zukünftigen nicht besicherten und nicht nachrangigen 

Verbindlichkeiten der Emittentin gleichrangig sind, mit Ausnahme von Verbindlichkeiten, die 

nach geltendem zwingenden Recht vorrangig sind.  

(2) Negativverpflichtung. Die Emittentin verpflichtet sich gegenüber den Anleihegläubigern für 

die Laufzeit der Teilschuldverschreibungen, längstens jedoch bis zu dem Zeitpunkt, an dem 

alle Beträge an Kapital und Zinsen für die Teilschuldverschreibungen der gemäß § 7 bestellten 

Zahlstelle vollständig zur Verfügung gestellt worden sind:    

(a) (i) für andere Kapitalmarktverbindlichkeiten (aa) keine Sicherheiten zu bestellen, und 

(bb) Dritte nicht zu veranlassen, zur Besicherung von Kapitalmarktverbindlichkeiten 

Sicherheiten zu bestellen oder Haftungen zu übernehmen und (ii) keine Sicherheiten 

für Verbindlichkeiten, welche nicht (aa) von der Emittentin oder ihren 

Tochtergesellschaften oder (bb) im operativen Geschäftsbetrieb eingegangen wurden, 

zu bestellen; und 

(b) dafür Sorge zu tragen, dass ihre Tochtergesellschaften (i) für andere 

Kapitalmarktverbindlichkeiten (aa) keine Sicherheiten bestellen, und (bb) Dritte nicht 

veranlassen, zur Besicherung von Kapitalmarktverbindlichkeiten Sicherheiten zu 

bestellen oder Haftungen zu übernehmen und (ii) keine Sicherheiten für 

Verbindlichkeiten, welche nicht (aa) von der Emittentin oder ihren 

Tochtergesellschaften oder (bb) im operativen Geschäftsbetrieb eingegangen wurden, 

bestellen, 

ohne jeweils unverzüglich sicherzustellen, dass die Anleihegläubiger zur gleichen Zeit und im 

gleichen Rang an solchen Sicherheiten oder Haftungen, die von einem vom bestehenden 

Wirtschaftsprüfer der Emittentin oder ihrer Tochterunternehmen unabhängigen, international 

anerkannten Wirtschaftsprüfer als gleichwertige Sicherheit anerkannt werden, teilnehmen, es 

sei denn, die gesamten Fremdkapitalfinanzierungen der Emittentin und ihrer 

Tochtergesellschaften übersteigen nicht 75% der Konzernbilanzsumme der Emittentin.  

(3) „Fremdkapitalfinanzierungen“ im Sinne dieses § 2 bedeutet zu jedem (quartalsweisen) 

Bilanzstichtag alle von der Emittentin und ihren Tochtergesellschaften aufgenommenen und in 

der konsolidierten Bilanz der Unternehmensgruppe der Emittentin ausgewiesenen kurz- oder 

langfristigen verzinslichen Fremdkapitalfinanzierungen. 

„Kapitalmarktverbindlichkeiten“ im Sinne dieses § 2 bedeutet alle gegenwärtigen oder 

zukünftigen Verpflichtungen der Emittentin und ihrer Tochtergesellschaften zur Leistung von 

Geldern (einschließlich Verpflichtungen aus Garantien oder anderen Haftungsvereinbarungen) 

aus Anleihen, Teilschuldverschreibungen oder anderen ähnlichen kapitalmarktgängigen 

Schuldinstrumenten, sowie Schuldscheindarlehen, unabhängig davon, ob sie an einer 

Wertpapierbörse oder an einem geregelten Markt zum Handel zugelassen oder in ein 

multilaterales Handelssystem einbezogen sind. 

„Sicherheiten“ sind Hypotheken, Pfandrechte, Zurückbehaltungsrechte oder sonstige 

Belastungen und Sicherungsrechte an den gegenwärtigen oder zukünftigen Vermögenswerten 

oder Einkünften der Emittentin und/oder deren Tochtergesellschaften, ausgenommen 

standardisierte Sicherheitenbestellungen für zukünftige Forderungsverbriefungsprogramme.  

„Tochtergesellschaft“ im Sinne dieser Anleihebedingungen ist jede Kapital- oder 



Personengesellschaft, an der die Emittentin mittelbar oder unmittelbar mehr als 50% des 

Kapitals oder der stimmberechtigten Anteile hält oder die sonst unmittelbar oder mittelbar 

unter dem beherrschenden Einfluss der Emittentin oder ihrer Tochtergesellschaften im Sinne 

dieser Bestimmung steht. 

§ 3 

Laufzeit 

Die Laufzeit der Teilschuldverschreibungen beginnt am 17.6.2014 und endet mit dem Ablauf 

des 16.6.2021. Die Laufzeit beträgt somit 7 Jahre. 

§ 4 

Verzinsung 

(1) Zinssatz und Zinszahlungstage. Die Teilschuldverschreibungen werden bezogen auf ihren 

Nennbetrag vom 17.6.2014 (einschließlich, der „Ausgabetag“) bis zu dem der Fälligkeit der 

Teilschuldverschreibungen vorangehenden Tag (einschließlich) mit jährlich  4,5% vom 

Nennbetrag verzinst. Die Zinsen sind nachträglich am 17.6  eines jeden Jahres zahlbar (jeweils 

ein „Zinszahlungstag“). Die erste Zinszahlung erfolgt am 17.6.2015.  

(2) Auflaufende Zinsen. Der Zinslauf der Teilschuldverschreibungen endet mit Ablauf des Tages, 

der dem Tag voraus geht, an dem sie zur Rückzahlung fällig werden. Falls die Emittentin die 

zur Rückzahlung der Teilschuldverschreibungen erforderlichen Beträge bei Fälligkeit nicht in 

voller Höhe bereitstellt, endet die Verzinsung des ausstehenden Nennbetrages der 

Teilschuldverschreibungen nicht an dem der Fälligkeit vorangehenden Tag, sondern erst mit 

dem Tag, der der tatsächlichen Rückzahlung der Teilschuldverschreibungen vorangeht.  

(3) Berechnung der Zinsen für Teile von Zeiträumen. Sofern Zinsen für einen Zeitraum von 

weniger als einem Jahr (der „Zinsberechnungszeitraum“) zu berechnen sind, erfolgt die 

Berechnung auf der Grundlage der aktuellen Tage in dem Zinsberechnungszeitraum, geteilt 

durch die Anzahl der aktuellen Tage der Zinsperiode. Die Berechnung erfolgt actual/actual 

(gemäß ICMA-Regelung). 

(4) Zinsperiode. „Zinsperiode“ bezeichnet den Zeitraum ab dem Ausgabetag (einschließlich) bis 

zum ersten Zinszahlungstag (ausschließlich) und danach von jedem Zinszahlungstag 

(einschließlich) bis zum jeweils darauffolgenden Zinszahlungstag (ausschließlich). 

§ 5 

Rückzahlung 

(1) Rückzahlung bei Endfälligkeit. Soweit nicht zuvor bereits ganz oder teilweise zurückgezahlt 

oder angekauft und entwertet, werden die Teilschuldverschreibungen zum Nennbetrag am 

17.6.2021 (der „Fälligkeitstag“) zurückgezahlt. Der Rückzahlungsbetrag in Bezug auf jede 

Teilschuldverschreibung entspricht dem Nennbetrag der Teilschuldverschreibungen.  

(2) Kündigungsrecht. Abgesehen von den in § 9 Absatz 1 (Kündigung aus Steuergründen) und 

§ 10 Absatz 1 (Kündigung durch Anleihegläubiger) dieser Anleihebedingungen genannten 

Fällen sind weder die Emittentin noch ein Anleihegläubiger berechtigt, die 

Teilschuldverschreibungen zur vorzeitigen Rückzahlung zu kündigen. 



§ 6 

Zahlungen 

(1) Zahlungen. Die Emittentin verpflichtet sich, Kapital und Zinsen bei Fälligkeit in Euro zu 

bezahlen. Derartige Zahlungen erfolgen, vorbehaltlich geltender steuerrechtlicher und 

sonstiger gesetzlicher Regelungen und Vorschriften, über die Zahlstelle zur Weiterleitung an 

das jeweilige Clearingsystem oder an dessen Order. Die Gutschrift der Kapital- und 

Zinszahlungen erfolgt durch die jeweilige für den Anleihegläubiger depotführende Stelle. 

 (2) Fälligkeitstag kein Geschäftstag. Fällt der Fälligkeitstag einer Zahlung in Bezug auf 

Teilschuldverschreibungen auf einen Tag, der kein Geschäftstag ist, so verschiebt sich der 

Zahlungstermin auf den nächstfolgenden Geschäftstag. Anleihegläubiger sind nicht berechtigt, 

eine Zinszahlung oder eine andere Entschädigung wegen eines solchen Zahlungsaufschubs zu 

verlangen. 

„Geschäftstag“ bezeichnet einen Tag, an dem das Trans-European Automated Real Time 

Gross Settlement Express Transfer (TARGET2) System und die Clearingsysteme Zahlungen 

in Euro abwickeln.  

§ 7 

Zahlstelle 

(1) Zahlstelle. Die gemäß gesonderter Zahlstellenvereinbarung bestellte Zahlstelle ist die Erste 

Group Bank AG. 

(2) Änderung der Bestellung oder Abberufung. Die Emittentin behält sich das Recht vor, jederzeit 

die Bestellung der Zahlstelle zu ändern oder zu beenden und ein anderes Kreditinstitut mit Sitz 

im Inland, das nach den Vorschriften des österreichischen Bankwesengesetzes konzessioniert 

ist und dessen Bestimmungen unterliegt, als Zahlstelle zu bestellen. Die Emittentin wird, 

solange die Teilschuldverschreibungen an der Wiener Börse notieren, eine Zahlstelle mit 

Geschäftsstelle in Wien unterhalten. Eine Änderung, Abberufung, Bestellung oder ein 

sonstiger Wechsel wird nur wirksam (außer im Insolvenzfall der Zahlstelle, in dem eine solche 

Änderung sofort wirksam wird), wenn die Anleihegläubiger hierüber gemäß § 14 dieser 

Anleihebedingungen vorab unter Einhaltung einer Frist von mindestens 30 und nicht mehr als 

45 Tagen informiert wurden. 

(3) Beauftragte der Emittentin. Die Zahlstelle handelt ausschließlich als Beauftragte der 

Emittentin und übernimmt keinerlei Verpflichtungen gegenüber den Anleihegläubigern. Es 

wird kein Auftrags- oder Treuhandverhältnis zwischen ihr und den Anleihegläubigern 

begründet. 

§ 8 

Steuern 

(1) Zusätzliche Beträge. Sämtliche auf die Teilschuldverschreibungen zu zahlenden Beträge 

erfolgen ohne Einbehalt oder Abzug an der Quelle von gegenwärtigen oder zukünftigen 

Steuern, Gebühren oder sonstigen Abgaben, die von oder in der Republik Österreich oder 

durch eine dort zur Steuererhebung ermächtigte Stelle auferlegt oder erhoben werden, es sei 

denn, ein solcher Einbehalt oder Abzug ist gesetzlich vorgeschrieben. In diesem Fall wird die 

Emittentin diejenigen zusätzlichen Beträge (die „Zusätzlichen Beträge“) zahlen, die 

erforderlich sind, damit die den Anleihegläubigern zufließenden Nettobeträge nach einem 

solchen Einbehalt oder Abzug jeweils den Beträgen entsprechen, die sie ohne einen solchen 

Einbehalt oder Abzug erhalten hätten. 



(2) Keine Verpflichtung zur Zahlung Zusätzlicher Beträge. Die Verpflichtung zur Zahlung solcher 

Zusätzlichen Beträge besteht jedoch nicht für solche Steuern und Abgaben, die: 

(a) anders als durch Einbehalt oder Abzug an der Quelle auf Zahlungen von Kapital oder 

Zinsen aus den Teilschuldverschreibungen zu entrichten sind, insbesondere von einer 

Depotbank oder einer als Inkassobeauftragten des Anleihegläubigers handelnden Person 

einbehalten werden; oder 

(b) zahlbar sind, weil der Anleihegläubiger (i) zur Republik Österreich eine aus steuerlicher 

Sicht andere relevante Verbindung hat als den bloßen Umstand, dass er Inhaber der 

Teilschuldverschreibungen ist oder zum Zeitpunkt des Erwerbs der 

Teilschuldverschreibungen war, oder (ii) eine Zahlung von Kapital oder Zinsen aus den 

Teilschuldverschreibungen von, oder unter Einbindung von einer in der Republik 

Österreich befindlichen kuponauszahlenden (oder auszahlenden oder depotführenden) 

Stelle (im Sinne des § 95 Einkommensteuergesetz (EStG) 1988 idgF oder einer 

allfälligen entsprechenden Nachfolgebestimmung) erhält – die österreichische 

Kapitalertragsteuer oder eine an ihre Stelle tretende Steuer ist daher jedenfalls, 

unabhängig davon, ob auf Zinszahlungen oder Veräußerungsgewinne erhoben, keine 

Steuer, für die seitens der Emittentin Zusätzliche Beträge zu bezahlen sind; oder 

(c) von einer Zahlstelle einbehalten oder abgezogen werden, wenn die Zahlung von einer 

anderen Zahlstelle ohne den Einbehalt oder Abzug hätte vorgenommen werden können; 

oder 

(d) nach Zahlung durch die Emittentin im Zuge des Transfers an den Anleihegläubiger 

abgezogen oder einbehalten werden; oder 

(e) nicht zahlbar wären, wenn der Anleihegläubiger den Anspruch auf die betreffende 

Zahlung von Kapital oder Zinsen ordnungsgemäß innerhalb von 30 Tagen nach dem 

jeweiligen Fälligkeitstag geltend gemacht hätte; oder 

(f) aufgrund eines Doppelbesteuerungsabkommens oder gemäß den Steuergesetzen der 

Republik Österreich rückerstattbar wären oder aufgrund gemeinschaftsrechtlicher 

Bestimmungen (EU) an der Quelle entlastbar wären; oder 

(g) aufgrund oder infolge (i) eines internationalen Vertrags, dessen Partei die Republik 

Österreich ist, oder (ii) einer Verordnung oder Richtlinie aufgrund oder infolge eines 

solchen internationalen Vertrags auferlegt oder erhoben werden; oder 

(h) wegen einer Rechtsänderung zu zahlen sind, die später als 30 Tage nach Fälligkeit der 

betreffenden Zahlung, oder - wenn die Zahlung später erfolgt - nach ordnungsgemäßer 

Bereitstellung aller fälligen Beträge und einer diesbezüglichen Bekanntmachung nach 

§ 14 der Anleihebedingungen, wirksam wird; oder 

(i) von einer Zahlstelle auf Grund der Richtlinie 2003/48/EG idgF, auf Grund des EU-

Quellensteuergesetzes (EU-QuStG) BGBl I Nr. 33/2004 idgF oder auf Grund anderer 

Rechts- und Verwaltungsvorschriften oder internationaler Verträge, welche zur 

Umsetzung oder im Zusammenhang mit einer solchen Richtlinie erlassen wurden, 

einbehalten oder abgezogen wurden; oder 

(j) von einem Anleihegläubiger nicht zu leisten wären, sofern er zumutbarer Weise 

Steuerfreiheit oder eine Steuererstattung oder eine Steuervergütung erlangen hätte 

können. 

(3) Eine Bezugnahme in diesen Bedingungen auf Zahlungen von Kapital oder Zinsen schließt alle 

Zusätzlichen Beträge im Hinblick auf Kapital bzw Zinsen ein, die gemäß diesem § 8 zahlbar 

sind.  



§ 9 

Kündigung aus Steuergründen 

(1) Falls die Emittentin als Folge einer Änderung oder Ergänzung der steuerrechtlichen 

Vorschriften von oder in der Republik Österreich oder als Folge einer Änderung oder 

Ergänzung der Anwendung oder der offiziellen Auslegung dieser Vorschriften am 

nächstfolgenden Zinszahlungstag zur Zahlung von Zusätzlichen Beträgen (wie in § 8 dieser 

Anleihebedingungen definiert) verpflichtet ist, und die Emittentin diese Verpflichtung nicht 

durch ihr zumutbare Maßnahmen vermeiden kann, ist die Emittentin berechtigt, die 

Teilschuldverschreibungen insgesamt, jedoch nicht teilweise, durch Bekanntmachung gemäß 

§ 14 dieser Anleihebedingungen mit einer Kündigungsfrist von mindestens 30 Tagen vorzeitig 

zu kündigen und zum Nennbetrag zuzüglich allfälliger bis zum für die Rückzahlung 

festgesetzten Tag (ausschließlich) aufgelaufener Zinsen zurückzuzahlen.  

(2) Eine solche vorzeitige Kündigung darf allerdings nicht (i) mit Wirkung früher als 90 Tage vor 

dem frühestmöglichen Termin erfolgen, an dem die Emittentin verpflichtet wäre, solche 

Zusätzlichen Beträge zu zahlen, falls eine Zahlung auf die Teilschuldverschreibungen dann 

fällig sein würde, oder (ii) erfolgen, wenn zu dem Zeitpunkt, zu dem die Kündigung erfolgt, 

die Verpflichtung zur Zahlung von Zusätzlichen Beträgen oder zum Einbehalt oder Abzug 

nicht mehr wirksam ist.  

(3) Eine solche vorzeitige Kündigung ist durch die Emittentin mit einer Kündigungsfrist von 

mindestens 30 Tagen gegenüber der Zahlstelle mittels eingeschriebenem Brief mitzuteilen, 

wobei eine solche Kündigung zum Zeitpunkt des Zugangs der Kündigung bei der Zahlstelle 

wirksam wird, sofern die Kündigung gegenüber den Anleihegläubigern gemäß § 14 dieser 

Anleihebedingungen erfolgt. Sie ist unwiderruflich, muss den für die Rückzahlung 

festgelegten Termin nennen und eine zusammenfassende Erklärung enthalten, welche die das 

Rückzahlungsrecht der Emittentin begründenden Umstände darlegt. 

§ 10 

Kündigungsrecht der Anleihegläubiger 

(1) Kündigungsrecht. Ein ordentliches Kündigungsrecht der Anleihegläubiger besteht nicht. Ein 

Recht zur außerordentlichen Kündigung der Anleihegläubiger aus wichtigem Grund, 

insbesondere bei Eintritt der in § 10 Abs. 2 der Anleihebedingungen beschriebenen Ereignisse, 

bleibt hierdurch unberührt. 

(2) Außerordentliche Kündigung. Jeder Anleihegläubiger ist berechtigt, seine 

Teilschuldverschreibungen aus wichtigem Grund zu kündigen und deren sofortige 

Rückzahlung zum Nennwert, zuzüglich bis zum Rückzahlungstag (ausschließlich) 

aufgelaufener Zinsen zu verlangen. Ein wichtiger Grund ist insbesondere dann gegeben, wenn:  

 (a) die Emittentin mit der Zahlung von Zinsen oder Kapital länger als 7 Geschäftstage 

(wie in § 6 Absatz 2 definiert) in Verzug ist; oder 

(b) die Emittentin gegen eine ihrer Verpflichtungen gemäß § 2 dieser 

Anleihebedingungen verstößt; oder  

(c) die Emittentin irgendeine andere wesentliche Verpflichtung aus den 

Teilschuldverschreibungen nicht oder nicht zur Gänze erfüllt und diese Nichterfüllung 

länger als 30 Kalendertage fortdauert, nachdem die Zahlstelle hierüber eine 

Benachrichtigung von einem Anleihegläubiger erhalten hat; oder 

(d) eine von einem (Schieds-)Gericht oder einer Verwaltungsbehörde unanfechtbar 

rechtskräftig festgestellte oder ausdrücklich anerkannte Schuld der Emittentin oder 



einer ihrer Wesentlichen Tochtergesellschaften mit einem Mindestbetrag in Höhe von 

EUR 3.000.000 (oder dem Gegenwert in einer anderen Währung) nicht erfüllt wird 

und diese Nichterfüllung länger als 4 Wochen dauert; oder 

(e) eine für eine Verbindlichkeit der Emittentin bestellte Sicherheit verwertet wird und es 

dadurch zu einer wesentlichen Beeinträchtigung der Fähigkeit der Emittentin kommt, 

ihre Verbindlichkeiten aus den Teilschuldverschreibungen zu bedienen; oder 

(f) die Emittentin oder eine ihrer Wesentlichen Tochtergesellschaften ihre Zahlungen 

einstellt oder ihre Zahlungsunfähigkeit allgemein bekannt gibt oder ihren Gläubigern 

eine allgemeine Regelung zur Bezahlung ihrer Schulden anbietet, oder  

(g) ein Gericht ein Insolvenzverfahren über das Vermögen der Emittentin oder einer ihrer 

Wesentlichen Tochtergesellschaften eröffnet und ein solches Verfahren nicht 

innerhalb von 60 Tagen aufgehoben oder ausgesetzt wird oder die Emittentin oder 

eine ihrer Wesentlichen Tochtergesellschaften beantragt die Einleitung eines solchen 

Verfahrens, oder ein solches Insolvenzverfahren mangels kostendeckenden 

Vermögens abgewiesen wird; oder 

(h) die Emittentin oder eine Wesentliche Tochtergesellschaft (i) ihre Geschäftstätigkeit 

ganz oder überwiegend einstellt, oder (ii) alle oder wesentliche Teile ihrer 

Vermögenswerte veräußert oder anderweitig abgibt, oder (iii) nicht fremdübliche 

Geschäfte mit verbundenen Unternehmen abschließt, oder (iv) das gesamte Vermögen 

oder ein wesentlicher Teil der Vermögensgegenstände der Emittentin oder einer ihrer 

Wesentlichen Tochtergesellschaften enteignet wird oder eine Enteignung angedroht 

wird, und sich in den Fällen (i) bis (iv) die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der 

Emittentin dadurch in Bezug auf die Rückführbarkeit der Teilschuldverschreibungen 

wesentlich verschlechtert; oder 

(i)  die Emittentin oder eine Wesentliche Tochtergesellschaft in Liquidation tritt, es sei 

denn, dies geschieht im Zusammenhang mit einer Verschmelzung oder einer anderen 

Form des Zusammenschlusses oder einer Umstrukturierung und sämtliche 

Verpflichtungen aus diesen Teilschuldverschreibungen von der anderen oder neuen 

Gesellschaft übernommen wurden und die Kreditwürdigkeit dieser Gesellschaft gleich 

oder höher als die der Emittentin ist; oder  

(j) ein Kontrollwechsel (wie in Absatz 4 definiert) erfolgt. Die Emittentin wird einen 

Kontrollwechsel unverzüglich gemäß § 14 dieser Anleihebedingungen bekannt 

machen. Eine Kündigung nach diesem Absatz (j) ist nur gültig, wenn die 

entsprechende Kündigungserklärung gemäß Absatz 6 nicht später als 30 Kalendertage 

nach der Bekanntmachung des Kontrollwechsels erfolgt. 

(3) „Wesentliche Tochtergesellschaft“ im Sinne von Absatz 2 bedeutet ein Konzernunternehmen 

(im Sinne des § 115 GmbHG/§ 15 AktienG) der Emittentin,  

(i) dessen konsolidierter Umsatz auf Basis des letzten veröffentlichten Geschäftsberichts 

mehr als 10% des Konzernumsatzes der Unternehmensgruppe der Emittentin erreicht; 

und 

(ii) dessen konsolidierte Bilanzsumme auf Basis des letzten veröffentlichten 

Geschäftsberichts mehr als 10% der Konzernbilanzsumme der Emittentin erreicht.  

Ein Bericht des Abschlussprüfers der Emittentin, dass nach seiner Auffassung auf Basis des 

letzten geprüften Konzernabschlusses der Emittentin eine Tochtergesellschaft der Emittentin 

eine wesentliche Tochtergesellschaft ist oder nicht ist oder war oder nicht war, soll (sofern 

kein offensichtlicher Fehler vorliegt) für alle Parteien endgültig und bindend sein.  



(4) Als „Kontrollwechsel“ im Sinn von Absatz 2 (j) gilt 

  wenn eine oder mehrere gemeinsam vorgehende Personen oder eine Drittperson oder –

personen, die für eine solche Person oder Personen handeln, zu irgendeiner Zeit direkt oder 

indirekt (i) mehr als 50 % der mit den Aktien der Emittentin verbundenen Stimmrechte (ohne 

Berücksichtigung des Höchststimmrechts) oder (ii) das Recht, die Mehrzahl der Mitglieder des 

Vorstands der Emittentin und/oder der Kapitalvertreter im Aufsichtsrat der Emittentin zu 

bestimmen, erworben haben.    

(5) Erlöschen des Kündigungsrechts. Das Kündigungsrecht erlischt, falls der Kündigungsgrund 

vor wirksamer Ausübung des Kündigungsrechts geheilt wird.    

(6) Mitteilungen. Alle Mitteilungen der Anleihegläubiger an die Zahlstelle, insbesondere eine 

Kündigung der Teilschuldverschreibungen gemäß Absatz 2, sind schriftlich in deutscher 

Sprache an die Zahlstelle zu übermitteln. Der Mitteilung ist ein Nachweis beizufügen, aus dem 

sich ergibt, dass der betreffende Anleihegläubiger zum Zeitpunkt der Abgabe der Mitteilung 

Inhaber der betreffenden Teilschuldverschreibungen ist. Der Nachweis kann durch eine 

Bescheinigung der Depotbank oder auf andere geeignete Weise erbracht werden. 

§ 11 

Verjährung 

Ansprüche auf Zahlung von Zinsen verjähren nach 3 Jahren ab Fälligkeit; Ansprüche auf 

Zahlung von Kapital verjähren nach 30 Jahren ab Fälligkeit. 

§ 12 

Emission weiterer Teilschuldverschreibungen, Ankauf und Entwertung 

(1) Emission weiterer Teilschuldverschreibungen. Die Emittentin ist – neben der Emission 

weiterer Teilschuldverschreibungen, die mit diesen Teilschuldverschreibungen keine 

einheitliche Serie bilden – berechtigt, jederzeit ohne Zustimmung der Anleihegläubiger 

weitere Teilschuldverschreibungen mit gleicher Ausstattung (gegebenenfalls mit Ausnahme 

des Tags der Emission, des Verzinsungsbeginns und/oder des Ausgabekurses) in der Weise zu 

emittieren, dass sie mit diesen Teilschuldverschreibungen eine einheitliche Serie bilden.  

 (2) Ankauf. Die Emittentin ist berechtigt, Teilschuldverschreibungen im Markt oder anderweitig 

zu jedem beliebigen Preis zu kaufen. Die von der Emittentin erworbenen 

Teilschuldverschreibungen können nach Wahl der Emittentin von ihr gehalten, weiterverkauft 

oder bei der Zahlstelle zur Entwertung eingereicht werden. 

(3) Entwertung. Sämtliche vollständig zurückgezahlten Teilschuldverschreibungen sind 

unverzüglich zu entwerten und können nicht wieder emittiert oder wiederverkauft werden.  

§ 13 

Börseeinführung 

Die Zulassung der Teilschuldverschreibungen zum Geregelten Freiverkehr an der Wiener Börse wird 

beantragt. Die Emittentin schätzt die Kosten der Zulassung der Teilschuldverschreibungen zum 

Handel mit EUR 6.700. 



§ 14 

Bekanntmachungen 

(1) Mitteilungen in elektronischer Form. Falls die Teilschuldverschreibungen zum Handel an 

einer Börse zugelassen werden, gelten sämtliche Mitteilungen an die Anleihegläubiger als 

ordnungsgemäß bekannt gemacht, wenn sie durch elektronische Mitteilungsformen mit 

Verbreitung innerhalb der Europäischen Union und in dem Staat einer jeden Wertpapierbörse, 

an der die Teilschuldverschreibungen notiert sind, durch elektronische Veröffentlichung 

veröffentlicht werden, solange diese Notierung fortdauert und die Regeln der jeweiligen Börse 

dies erfordern. Jede Mitteilung gilt mit dem siebenten Tag nach der Veröffentlichung als 

bekannt gemacht; falls eine Veröffentlichung in mehr als einer elektronischen Mitteilungsform 

vorgeschrieben ist, ist der Tag maßgeblich, an dem die Bekanntmachung erstmals in allen 

erforderlichen elektronischen Mitteilungsformen erfolgt ist. 

(2) Mitteilungen über das Clearingsystem. Mitteilungen an die Anleihegläubiger können anstelle 

der Veröffentlichung durch elektronische Mitteilungsform nach Maßgabe des Absatz 1, 

(vorbehaltlich anwendbarer Börsenvorschriften bzw. -regeln) solange eine die 

Teilschuldverschreibungen verbriefende Sammelurkunde durch das Clearingsystem gehalten 

wird, durch Abgabe der entsprechenden Bekanntmachung an das Clearingsystem zur 

Weiterleitung an die Anleihegläubiger ersetzt werden. 

(3) Sonstige Mitteilungen. In allen anderen Fällen erfolgen alle die Teilschuldverschreibungen 

betreffenden Mitteilungen an die Anleihegläubiger im Amtsblatt zur Wiener Zeitung oder, 

falls diese ihr Erscheinen einstellt, in einer anderen Tageszeitung mit Verbreitung in ganz 

Österreich. Jede derartige Mitteilung gilt am siebenten Tag nach der Veröffentlichung als 

wirksam erfolgt. 

§ 15 

Anwendbares Recht; Gerichtsstand, Teilnichtigkeit 

(1) Anwendbares Recht, Erfüllungsort. Form und Inhalt der Teilschuldverschreibungen sowie die 

Rechte und Pflichten der Anleihegläubiger und der Emittentin unterliegen österreichischem 

Recht unter Ausschluss der Verweisungsnormen des österreichischen internationalen 

Privatrechts. Erfüllungsort ist Wien, Österreich. 

(2) Gerichtsstand. Für alle Rechtsstreitigkeiten aus oder im Zusammenhang mit diesen 

Anleihebedingungen (einschließlich allfälliger Streitigkeiten im Zusammenhang mit 

außervertraglichen Schuldverhältnissen, die sich aus oder im Zusammenhang mit den 

Teilschuldverschreibungen ergeben) ist das für Handelssachen jeweils zuständige Gericht in 

Wien, Innere Stadt, ausschließlich zuständig. 

(3) Verbrauchergerichtsstände. Für alle Rechtsstreitigkeiten eines Verbrauchers aus oder im 

Zusammenhang mit den Teilschuldverschreibungen (einschließlich allfälliger Streitigkeiten im 

Zusammenhang mit außervertraglichen Schuldverhältnissen, die sich aus oder im 

Zusammenhang mit den Teilschuldverschreibungen ergeben) gegen die Emittentin ist nach 

Wahl des Verbrauchers das sachlich und örtlich zuständige Gericht am Wohnsitz des 

Verbrauchers oder am Sitz der Emittentin oder ein sonstiges, aufgrund der gesetzlichen 

Bestimmungen zuständiges Gericht zuständig. 

Der für Rechtsstreitigkeiten eines Verbrauchers bei Vertragsabschluss mit einem Kreditinstitut 

gegebene allgemeine Gerichtsstand in Österreich bleibt auch dann erhalten, wenn der 

Verbraucher nach Vertragsabschluss seinen Wohnsitz ins Ausland verlegt und österreichische 

gerichtliche Entscheidungen in diesem Land vollstreckbar sind. 

 (4) Teilnichtigkeit. Sollten einzelne Bestimmungen dieser Anleihebedingungen ganz oder 



teilweise rechtsunwirksam sein oder werden, so bleiben die übrigen Bestimmungen dieser 

Anleihebedingungen in Kraft. Unwirksame Bestimmungen sind dem Sinn und Zweck dieser 

Anleihebedingungen entsprechend durch wirksame Bestimmungen zu ersetzen, die in ihren 

wirtschaftlichen Auswirkungen denjenigen der unwirksamen Bestimmungen so nahe kommen 

wie rechtlich möglich. 


